
Verfassung der Bolivarischen Republik Venezuela (vom 24. März 2000)

Artikel 184 (von Cecosesola eingebracht)

Durch Gesetz werden offene und flexible Mechanismen geschaffen, damit die Bundesstaaten und Gemeinden 
die Dezentralisierung vorantreiben und der Zivilgesellschaft und den organisieren Nachbarschaftsgruppen 
diejenigen Aufgaben übertragen, die diese erfüllen sollen, nachdem sie zuvor nachgewiesen haben, dass sie 
dazu in der Lage sind. Hierdurch werden gefördert:

1. Die Übertragung von Aufgaben auf dem Gebiet der Gesundheitsversorgung, Bildung und Erziehung, 
des Wohnungswesens, des Sports, derKultur, der Sozialprogramme, der Umwelt, der Instandhaltung von 
Gewerbegebieten, der Instandhaltung und dem Erhalt von Siedlungsgebieten, der Nachbarschafts-
vorsorge und des Nachbarschaftsschutzes, der Errichtung von Bauten und Erbringung von 
öffentlichen Dienstleistungen. Zu diesem Zweck können Verträge abgeschlossen werden, deren Inhalt 
sich nach den Prinzipien der wechselseitigen Abhängigkeit, Koordination, Zusammenarbeit und 
Mitverantwortung richten.

2. Die Beteiligung der Zivilgesellschaft und der Bürger oder Bürgerinnen über Nachbarschaftsvereini-
gungen und Nichtregierungsorganisationen daran, Investitionsvorschläge gegenüber den bundesstaat-
lichen und kommunalen Behörden zu formulieren, die damit beauftragt sind, entsprechende Investiti-
onspläne zu erarbeiten sowie Baumaßnahmen, Sozialprogramme und öffentliche Dienstleistungen 
innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches durchzuführen, zu bewerten und zu kontrollieren.

3. Die Beteiligung an den wirtschaftlichen Vorgängen, indem Erscheinungsformen 
gemeinschaftlichen Wirtschaftens wie Genossenschaften, Sparkassen, Hilfskassenauf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit und andere Gemeinschaftsformen gefördert werden.

4. Die Beteiligung der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sowie der Zivilgesellschaft an der Leitung 
öffentlicher Unternehmen durch Mechanismen der Selbstverwaltung und Mitbestimmung.

5. Die Schaffung von kommunalen Organisationen, Genossenschaften und Versorgungsbetrieben als 
Grundlage dafür, Arbeitsplätze zu schaffen, und als Quellen des gesellschaftlichen Wohlergehens, wobei 
durch eine Politik, in deren Erarbeitung sie einbezogen werden, auf ihre dauerhafte Existenz 
hingearbeitetwird.

6. Die Schaffung neuer Subjekte der Dezentralisierung auf der Ebene von Kommunalbezirken, der Zivil-
gesellschaft, von Wohnvierteln und Nachbarschaftsquartieren mit dem Ziel, das Prinzip der Mitverant-
wortung beim öffentlichen Verwaltungshandeln der Gemeindeleitung und der bundesstaatlichen 
Regierung zu gewährleisten und die Selbst- und Mitbestimmungsprozesse bei der Verwaltung und die 
Kontrolle der bundesstaatlichen und kommunale, öffentlichen Dienste weiterzuentwickeln.

7. Die Beteiligung der Zivilgesellschaft daran, sich mit den Strafvollzugsanstalten näher zu 
beschäftigen und Verbindungen zwischen diesen und der Bevölkerung aufzubauen.


